
Zum steuerlichen Abzug von Strafverteidigungskosten als Werbungskosten (FG
Düsseldorf, Urteil vom 22.3.2024 – 3 K 2389 / 21 E)

Mit Urteil vom 22.3.2024 (3 K 2389 / 21 E) hat das Finanzgericht Düsseldorf im Einklang mit der
ständigen Rechtsprechung des BFH bestätigt, dass Kosten der Strafverteidigung als Werbungskosten
abziehbar sind, wenn der strafrechtliche Vorwurf, gegen den sich der Steuerpflichtige zur Wehr setzt,
durch sein berufliches Verhalten veranlasst ist. Das ist immer dann der Fall, wenn die dem
Steuerpflichtigen zur Last gelegte Tat in Ausübung und nicht nur bei Gelegenheit der beruflichen
Tätigkeit begangen worden ist.

Ob der Tatvorwurf zu Recht erhoben wurde, ist für die steuerrechtliche Beurteilung der
Strafverteidigungskosten unerheblich.

Das ist eine gute Nachricht für alle Steuerpflichtigen, die sich, was nicht selten der Fall ist, wegen zu
Unrecht erstatteter Strafanzeigen zur Wehr setzen müssen.

Wenn aber das Verhalten des Steuerpflichtgen von privaten Gründen getragen wurde, dann schließt
ein sogenannter überlagernder privater Veranlassungszusammenhang den beruflichen
Zusammenhang aus. Dann sind die Strafverteidigungskosten steuerlich nicht abzugsfähig. Ein solcher
privater Veranlassungszusammenhang liegt insbesondere dann vor, wenn der Steuerpflichtige seinen
Arbeitgeber bewusst und vorsätzlich schädigen wollte oder sich oder einen Dritten durch die
schädigende Handlung bereichert hat. Allein der Vorwurf in einer Strafanzeige, der Steuerpflichtige
habe mit Schädigungsvorsatz gehandelt, reicht nicht dafür aus, private Gründe anzunehmen.

Erstaunlich sind die ausführlichen Passagen des Urteils zu diesem Thema, weil das
Ermittlungsverfahren gegen den Steuerpflichtigen nach § 170 Abs. 2 StPO, also mangels
hinreichenden Tatverdachts, eingestellt worden war.

Das Finanzgericht Thüringen hat in seinem Urteil vom 12. Februar 2014,3 K 926 / 13, eine andere
Auffassung als das Finanzgericht Düsseldorf vertreten. Das Finanzgericht Düsseldorf hat daher die
Revision zum Bundesfinanzhof zur Fortbildung des Rechts zugelassen.

Was bedeutet das alles für die Praxis? Staatsanwälte sind schnell bei der Hand, ein Verfahren nicht,
was eigentlich geboten wäre, nach § 170 Abs. 2 StPO mangels hinreichenden Tatverdachts oder
sogar wegen erwiesener Unschuld einzustellen, sondern ein Verfahren entweder nach § 153 StPO
wegen geringer Schuld oder aber nach § 153a StPO gegen Zahlung einer Geldauflage einzustellen.
Eine Verfahrenseinstellung nach § 153 oder 153a StPO hat zwar den Vorteil, dass
Strafklageverbrauch eintritt. Eine Einstellung des Verfahrens nach den beiden genannten Normen
kann aber den steuerrechtlichen Nachteil haben, dass die aufgewandten Strafverteidigungskosten von
den Finanzbehörden auch bei beruflicher Veranlassung wegen einer angeblich privaten Überlagerung
steuerlich nicht zum Abzug zugelassen werden.
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